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Aufgrund des

1. § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Bestim-
mung von Zuständigkeiten vom 
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Sep-
tember 2011 (GVBl. I S. 402), verord-
net die Landesregierung und

2. § 65 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 76 Abs. 1 des Hessischen Wasserge-
setzes vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I
S. 548) verordnet die Ministerin für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz im Einvernehmen
mit dem Minister des Innern und für
Sport:

§ 1

Zuständigkeit des Hessischen 
Landesamts für Umwelt und Geologie

Abweichend von § 65 Abs. 1 des Hes-
sischen Wassergesetzes ist das Hessische
Landesamt für Umwelt und Geologie zu-
ständige Behörde nach der Grundwasser-
verordnung vom 9. November 2010
(BGBl. I S. 1513) und der Oberflächenge-
wässerverordnung vom 20. Juli 2011
(BGBl. I S. 1429), soweit nachfolgend
nichts anderes bestimmt ist.

§ 2

Zuständigkeiten der
oberen Wasserbehörde

Zuständige Behörde für

1. die Veranlassung

a) der nach § 82 des Wasserhaushalts-
gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2585), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012
(BGBl. I S. 212), erforderlichen
Maßnahmen nach § 7 Abs. 4,

b) der erforderlichen Maßnahmen zur
Trendumkehr nach § 10 Abs. 2,

c) einer zusätzlichen Trendermittlung
und der erforderlichen Maßnahmen
zur Verhinderung einer weiteren
Ausdehnung nach § 11 Abs. 1
Satz 1 und 2

der Grundwasserverordnung,

2. das Führen eines Bestandsverzeichnis-
ses über die zugelassenen Schadstoff-
einträge nach § 13 Abs. 1 Satz 4 der
Grundwasserverordnung,

3. die Überprüfung und Aktualisierung

a) der Festlegung von Lage und Gren-
zen der Oberflächenwasserkörper
nach § 3 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2,

b) der Einstufung von Oberflächen-
wasserkörpern als künstlich oder
als erheblich verändert nach § 3
Satz 1 Nr. 4 und Satz 2

der Oberflächengewässerverordnung 

ist das Regierungspräsidium als obere
Wasserbehörde.

§ 3

Zuständigkeiten
der obersten Wasserbehörde

Zuständige Behörde für

1.

a) die Aufnahme einer Zusammenfas-
sung von Informationen nach § 5
Abs. 4 der Grundwasserverord-
nung,

b) die Veröffentlichung einer Zusam-
menfassung der Einstufung des
chemischen Gewässerzustands nach
§ 7 Abs. 5 der Grundwasserverord-
nung,

c) die Zusammenfassung der Ergeb-
nisse der Trendermittlungen nach 
§ 11 Abs. 3 der Grundwasserver-
ordnung

im Bewirtschaftungsplan nach § 83 des
Wasserhaushaltsgesetzes, 

2. die Überprüfung und Aktualisierung

a) der Bestimmung von Grundwasser-
körpern, für die weniger strenge
Ziele festgelegt werden und für die
der bestmögliche chemische Zu-
stand festgelegt wird, nach § 8 der
Grundwasserverordnung,

b) der wirtschaftlichen Analysen der
Wassernutzungen nach § 14 Abs. 1
der Grundwasserverordnung und 
§ 12 Abs. 1 der Oberflächengewäs-
serverordnung

ist das für die Wasserwirtschaft zuständi-
ge Ministerium als oberste Wasserbehör-
de.*) FFN 85-74

Verordnung
über die Zuständigkeiten 

nach der Grundwasserverordnung
und der Oberflächengewässerverordnung 

(GrwOGewZustVO) �*)

Vom 5. Juni 2012
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§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 5. Juni 2012

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  E n e r g i e ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d  
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

P u t t r i c h
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Artikel 11)

Verordnung über das Einleiten
von Grundwasser und Abwasser 
in öffentliche Abwasseranlagen 

(Indirekteinleiterverordnung – IndV) 

Aufgrund des § 38 Abs. 3 und des § 68,
jeweils in Verbindung mit § 76 Abs. 1, des
Hessischen Wassergesetzes vom 14. De-
zember 2010 (GVBl. I S. 548) verordnet
die Ministerin für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

§ 1 

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für das Einleiten
in öffentliche Abwasseranlagen von

1. Grundwasser, das Stoffe enthält, die
in der Abwasserverordnung in der
Fassung vom 17. Juni 2004 (BGBl. I 
S. 1108, 2625), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I
S. 212), in der jeweils geltenden Fas-
sung durch Anforderungen für den
Ort des Anfalls oder vor seiner Vermi-
schung begrenzt sind,

2. Abwasser aus Herkunftsbereichen,
für die in der Abwasserverordnung
Anforderungen an das Abwasser für
den Ort des Anfalls oder vor seiner
Vermischung festgelegt sind.

§ 2 

Anzeigepflicht 

(1) Das Einleiten von Grundwasser
nach § 1 Nr. 1 bedarf anstelle der Geneh-
migung nach § 58 Abs. 1 Satz 1 des Was-
serhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212), einer Anzeige, wenn die in der
Anlage genannten Schwellenwerte für
die Konzentration und die Fracht nicht
überschritten werden. Erfolgt die Einlei-
tung im Rahmen eines Vorhabens, das ei-
ner sonstigen behördlichen Zulassung be-
darf, wird die Anzeigepflicht durch die
Zulassung ersetzt.

(2) Das Einleiten von Abwasser nach 
§ 1 Nr. 2 bedarf anstelle der Genehmi-
gung nach § 58 Abs. 1 Satz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes einer Anzeige, wenn
das Einleiten aus Betrieben

1. des in Anhang 17 „Herstellung kera-
mischer Erzeugnisse“ der Abwasser-
verordnung genannten Herkunftsbe-
reichs erfolgt und die in Nr. 2.4.1 der

Verwaltungsvorschrift zur Indirekt-
einleiterverordnung vom 4. Juni 2012
(StAnz. S. 641), genannten Vorausset-
zungen eingehalten sind,

2. des in Anhang 22 „Chemische Indus-
trie“ der Abwasserverordnung ge-
nannten Herkunftsbereichs erfolgt
und die in Nr. 2.4.2 der Verwaltungs-
vorschrift zur Indirekteinleiterverord-
nung genannten Voraussetzungen
eingehalten sind,

3. des in Anhang 31 „Wasseraufberei-
tung, Kühlsysteme, Dampferzeu-
gung“ der Abwasserverordnung ge-
nannten Herkunftsbereichs aus dem
Bereich von Anlagen zur Aufberei-
tung des Kreislaufwassers von
Schwimm- und Badebecken erfolgt
und die in Nr. 2.4.3 der Verwaltungs-
vorschrift zur Indirekteinleiterverord-
nung genannten Voraussetzungen
eingehalten sind,

4. des in Anhang 38 „Textilherstellung,
Textilveredlung“ der Abwasserver-
ordnung genannten Herkunftsbe-
reichs erfolgt und die in Nr. 2.4.4 der
Verwaltungsvorschrift zur Indirekt-
einleiterverordnung genannten Vor-
aussetzungen eingehalten sind,

5. des in Anhang 41 „Herstellung und
Verarbeitung von Glas und künstli-
chen Mineralfasern“ der Abwasser-
verordnung genannten Herkunftsbe-
reichs erfolgt und die in Nr. 2.4.5 der
Verwaltungsvorschrift zur Indirekt-
einleiterverordnung genannten Vor-
aussetzungen eingehalten sind,

6. des in Anhang 49 „Mineralölhaltiges
Abwasser“ der Abwasserverordnung
genannten Herkunftsbereichs erfolgt
und die in Anlage A zu Nr. 2.4.6 der
Verwaltungsvorschrift zur Indirekt-
einleiterverordnung genannten Vor-
aussetzungen eingehalten sind,

7. des in Anhang 50 „Zahnbehandlung“
der Abwasserverordnung genannten
Herkunftsbereichs erfolgt und die in
Anlage B zu Nr. 2.4.7 der Verwal-
tungsvorschrift zur Indirekteinleiter-
verordnung genannten Voraussetzun-
gen eingehalten sind,

8. des in Anhang 52 „Chemischreini-
gung“ der Abwasserverordnung ge-
nannten Herkunftsbereichs erfolgt
und die in Anlage C zu Nr. 2.4.8 der
Verwaltungsvorschrift zur Indirekt-
einleiterverordnung genannten Vor-
aussetzungen eingehalten sind,

9. des in Anhang 53 „Fotografische Pro-
zesse (Silberhalogenid-Fotografie)“
der Abwasserverordnung genannten
Herkunftsbereichs erfolgt und die in
Anlage D zu Nr. 2.4.9 der Verwal-
tungsvorschrift zur Indirekteinleiter-1) FFN 85-75

Verordnung
über das Einleiten von Grundwasser und Abwasser

in öffentliche Abwasseranlagen
und zur Änderung der Abwassereigenkontrollverordnung

Vom 18. Juni 2012

Anlage
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verordnung genannten Voraussetzun-
gen eingehalten sind,

10. des in Anhang 55 „Wäschereien“ der
Abwasserverordnung genannten Her-
kunftsbereichs erfolgt und die in 
Nr. 2.4.10 der Verwaltungsvorschrift
zur Indirekteinleiterverordnung ge-
nannten Voraussetzungen eingehal-
ten sind,

11. bei denen nach eigenverantwortli-
cher Prüfung des Einleiters kein Stoff
in das Abwasser gelangen kann, der
in den Teilen D oder E des jeweils
maßgeblichen Anhangs der Abwas-
serverordnung begrenzt ist, wenn die
in Nr. 2.4.11 der Verwaltungsvor-
schrift zur Indirekteinleiterverord-
nung genannten Voraussetzungen
eingehalten werden.

(3) Wer eine Einleitung nach Abs. 1
oder 2 vornehmen will, hat diese spätes-
tens einen Monat vor Beginn der Einlei-
tung schriftlich anzuzeigen. Für Anzeigen
nach Abs. 2 sind die Muster der Anlagen
1 bis 11 der Verwaltungsvorschrift zur In-
direkteinleiterverordnung zu verwenden.
Die Schriftform kann nach Maßgabe des 
§ 3a Abs. 2 des Hessischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes durch die elektroni-
sche Form ersetzt werden.

(4) Die Betreiberinnen und Betreiber
haben die Überwachung der nach Abs. 2
Nr. 1 bis 10 anzeigepflichtigen Einleitun-
gen durch eine sachverständige Stelle
nach § 4 vornehmen zu lassen. Die Über-
wachung ist durchzuführen

1. einmalig vor der Inbetriebnahme in
den Fällen des Abs. 2 Nr. 2 und 4,

2. vor der erstmaligen Inbetriebnahme
in den Fällen des Abs. 2 Nr. 1 und 5
bis 10 sowie im Abstand von höchsten
2,5 Jahren in den Fällen des Abs. 2
Nr. 6 und im Abstand von höchstens 5
Jahren in den übrigen Fällen,

3. innerhalb eines Jahres nach der erst-
maligen Inbetriebnahme sowie im
Abstand von höchstens 5 Jahren in
den Fällen des Abs. 2 Nr. 3.

Wird eine Frist nach Satz 1 überschritten,
verkürzt sich entsprechend die Frist für
die nachfolgende Prüfung. Kann die sach-
verständige Stelle die Prüfung voraus-
sichtlich nicht innerhalb von drei Mona-
ten nach Auftragserteilung durchführen,
hat sie den Auftrag unverzüglich abzu-
lehnen.

(5) Die sachverständige Stelle hat über
jede Prüfung der Wasserbehörde und der
Betreiberin oder dem Betreiber innerhalb
eines Monats einen Prüfbericht vorzule-
gen. In den Fällen des Abs. 2 Nr. 6 und 7
(Anhang 49 und 50 der Abwasserverord-
nung) sind für die Prüfberichte die im
Staatsanzeiger für das Land Hessen
(StAnz. 2011 S. 941; StAnz. 2010 S. 1819)
veröffentlichten Mustervordrucke der
obersten Wasserbehörde in der jeweils
geltenden Fassung zu verwenden. Die
oberste Wasserbehörde kann für weitere
Fälle des Abs. 2 durch Veröffentlichung
im Staatsanzeiger für das Land Hessen

Mustervordrucke für die Prüfberichte ein-
führen und deren Verwendung vorschrei-
ben. Werden bei der Prüfung Mängel
festgestellt, muss der Prüfbericht die er-
forderlichen Maßnahmen und Fristen ent-
halten, bei gefährlichen Mängeln ist die
Wasserbehörde unverzüglich durch die
sachverständige Stelle zu informieren.

(6) Mängel sind von der Betreiberin
oder dem Betreiber der Anlage entspre-
chend den Vorgaben des Prüfberichts
oder der Anordnung der Wasserbehörde
zu beheben oder beheben zu lassen.

(7) Die Wasserbehörde kann im Einzel-
fall die Betreiberin oder den Betreiber ei-
ner Anlage auf Antrag von der Überwa-
chungspflicht nach Abs. 4 Satz 1 befreien,
wenn eine gleichwertige Überwachung
auf andere Weise sichergestellt ist.

§ 3

Bestehende Einleitungen

(1) Bestehende Einleitungen, die einer
wasserrechtlichen Genehmigung bedür-
fen und die noch nicht dem in der Abwas-
serverordnung geforderten Stand der
Technik entsprechen, sind innerhalb an-
gemessener Frist diesen Anforderungen
anzupassen oder einzustellen. Der Anpas-
sungszeitraum nach Bekanntmachung
des maßgeblichen Anhangs zur Abwas-
serverordnung im Staatsanzeiger für das
Land Hessen darf höchstens fünf Jahre
betragen.

(2) Die Wasserbehörde kann im Einzel-
fall von Abs. 1 abweichende Fristen fest-
legen.

§ 42)

Sachverständige Stellen

(1) Unternehmen sind auf Antrag als
sachverständige Stellen zuzulassen, wenn
sie

1. nachweisen, dass sie über mindestens
drei Prüferinnen und Prüfer verfügen,
die

a) aufgrund ihrer Ausbildung, ihrer
Kenntnisse und ihrer durch prakti-
sche Tätigkeit gewonnenen Erfah-
rungen die Gewähr dafür bieten,
dass sie die Prüfungen ordnungs-
gemäß durchführen,

b) zuverlässig sind,

c) bei ihrer Prüftätigkeit unabhängig
sind, insbesondere kein Zusam-
menhang zwischen der Prüftätig-
keit und anderen Leistungen hin-
sichtlich der zu prüfenden Einlei-
tung und Abwasseranlage besteht,

2. Grundsätze darlegen, die bei den
Prüfungen zu beachten sind, insbe-
sondere

2) § 4 dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember
2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376
S. 36).
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a) den für den jeweiligen Prüfbereich
erforderlichen Prüfumfang und die
Prüftiefe,

b) die Methode der Mängelbewer-
tung,

c) die aus Mängeln zu ziehenden
Schlussfolgerungen,

3. den Nachweis über das Bestehen ei-
ner Haftpflichtversicherung für die
Tätigkeit ihrer Prüferinnen und Prü-
fer für Gewässerschäden mit einer
Deckungssumme von mindestens 
250 000 Euro erbringen, der von einer
Bank oder Versicherung aus einem
Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on, einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz ausge-
stellt wurde.

Unter den Voraussetzungen des Satz 1
können auch selbständige organisatori-
sche Einheiten von Unternehmen zuge-
lassen werden, wenn sie hinsichtlich ihrer
Prüftätigkeit nicht weisungsgebunden
sind.

(2) Die sachverständigen Stellen haben

1. der Zulassungsbehörde jeweils bis
zum 1. März des Folgejahres einen
Erfahrungsbericht sowie die Liste der
Prüferinnen und Prüfer vorzulegen
und auf Anforderung weitere Unter-
lagen nachzureichen,

2. stichprobenartig die ordnungsgemäße
Durchführung der Prüfungen durch
ihre Prüferinnen und Prüfer zu kon-
trollieren,

3. die bei den Prüfungen gewonnenen
Erkenntnisse zu sammeln, auszuwer-
ten und die Prüferinnen und Prüfer in
einem regelmäßigen Erfahrungsaus-
tausch darüber zu unterrichten,

4. die Prüftagebücher der Zulassungs-
behörde auf Verlangen vorzulegen.

(3) Die sachverständigen Stellen haben
sicherzustellen, dass

1. die einschlägigen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und die Regeln
der Technik beachtet werden,

2. die Prüferinnen und Prüfer ein Prüfta-
gebuch führen, aus dem sich mindes-
tens Art, Umfang und Zeitaufwand
der jeweiligen Prüfung ergeben,

3. die Prüferinnen und Prüfer keine Prü-
fungen vornehmen, wenn

a) die Voraussetzungen für die Auf-
nahme ihrer Prüftätigkeit nicht
vorgelegen haben oder weggefal-
len sind,

b) sie die ihnen obliegenden Pflich-
ten wiederholt vorsätzlich oder
grob fahrlässig verletzt haben.

(4) Die Zulassung kann auf bestimmte
Prüfbereiche beschränkt und zeitlich be-
fristet werden. Eine befristete Zulassung
ist auf Antrag zu verlängern, wenn die
Voraussetzungen nach Abs. 1 weiter vor-
liegen. Das Zulassungsverfahren kann
über eine einheitliche Stelle nach den 

§§ 71a bis 71e des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes abgewickelt wer-
den. Wird über die beantragte Zulassung
nicht innerhalb einer Frist von sechs Mo-
naten entschieden, gilt sie als erteilt. Im
Übrigen gilt § 42a des Hessischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes. Zulassungen
anderer Bundesländer sowie anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union, ei-
nes Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz gelten als Zulassung nach
Abs. 1, wenn deren Gleichwertigkeit von
der Zulassungsbehörde festgestellt und
diese Feststellung im Staatsanzeiger für
das Land Hessen veröffentlicht wird.

(5) Die Zulassung erlischt

1. durch schriftlichen Verzicht der sach-
verständigen Stelle gegenüber der
Zulassungsbehörde,

2. wenn die sachverständige Stelle län-
ger als ein Jahr über weniger als drei
Prüferinnen und Prüfer verfügt,

3. mit der Auflösung der sachverständi-
gen Stelle.

§ 43 Abs. 2 des Hessischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes bleibt unberührt.

(6) Für die Rücknahme und den Wider-
ruf der Zulassung gelten die §§ 48 und 49
des Hessischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes mit der Maßgabe, dass die Zu-
lassung auch widerrufen werden kann,
wenn die sachverständige Stelle ihren
Verpflichtungen nach den Abs. 2 und 3
nicht nachkommt.

§ 5

Kommunales Satzungsrecht

Die Anforderungen nach dem kommu-
nalen Satzungsrecht bleiben unberührt.

§ 6

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73
Abs. 1 Nr. 10 des Hessischen Wasserge-
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. der Anzeigepflicht nach § 2 Abs. 1
oder 2, jeweils in Verbindung mit
Abs. 3, nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig, nicht rechtzeitig oder nicht in
der vorgeschriebenen Form nach-
kommt,

2. entgegen § 2 Abs. 4 Prüfungen nicht
oder nicht rechtzeitig durchführen
lässt oder entgegen § 2 Abs. 6 festge-
stellte Mängel nicht oder nicht recht-
zeitig behebt oder beheben lässt.

§ 7 

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Indirekteinleiterverordnung vom
13. Dezember 2006 (GVBl. I S. 684, 2007,
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S. 527)3), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 15. Dezember 2011 (GVBl. I 
S. 939), wird aufgehoben.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2017 außer Kraft.

Artikel 24)

Änderung der
Abwassereigenkontrollverordnung

Aufgrund des § 40 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 76 Abs. 1 des Hessischen Was-
sergesetzes verordnet die Ministerin für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz:

§ 4 Abs. 4 der Abwassereigenkontroll-
verordnung vom 23. Juli 2010 (GVBl. I 

S. 257), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 30. Mai 2012 (GVBl. S. 155),
wird wie folgt gefasst:

„(4) Werden bei Einleitungen, die nach
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 bis 9 der Indirekteinleiter-
verordnung vom 18. Juni 2012 (GVBl. 
S. 172) anstelle einer Genehmigung einer
Anzeige bedürfen, die Prüfberichte nach
§ 2 Abs. 5 der Indirekteinleiterverord-
nung der Unternehmerin oder dem Unter-
nehmer der nachgeschalteten Abwasser-
anlage zugeleitet, ersetzt diese Überwa-
chung die durch die Unternehmerin oder
den Unternehmer der nachgeschalteten
Abwasseranlage durchzuführenden Un-
tersuchungen.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 18. Juni 2012

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n
f ü r  U m w e l t ,  E n e r g i e ,  L a n d w i r t s c h a f t  u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

P u t t r i c h

3) Hebt auf FFN 85-68
4) Ändert FFN 85-71
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Anlage
zu § 2 Abs. 1

Schwellenwerte für die Genehmigungspflicht bei der Einleitung von Grundwasser 

Nr. Stoffbezeichnung CAS-Nr. Schwellenwerte1)2)

Konzentration Fracht

(mg/l) (g/h)

1 Schwermetalle

1.1 Arsen 0,10 0,5

1.2 Antimon 0,10 0,5

1.3 Barium 0,5 2,5

1.4 Blei 0,2 1,0

1.5 Cadmium 0,005 0,025

1.6 Chrom 0,2 1,0

1.7 Chrom (VI) 0,05 0,25

1.8 Kobalt 0,2 1,0

1.9 Kupfer 0,2 1,0

1.10 Nickel 0,2 1,0

1.11 Selen 0,2 1,0

1.12 Silber 0,05 0,25

1.13 Quecksilber 0,005 0,025

1.14 Thallium 0,2 1,0

1.15 Zink 0,5 2,5

1.16 Zinn 0,5 2,5

2 Sonstige anorganische 
Verbindungen

2.1 Cyanid, leicht freisetzbar 0,05 0,25

2.2 Sulfid 0,5 2,5

2.3 Freies Chlor 0,2 1,0

2.4 Asbest 203) 1003)

3. Einkernige Aromaten

3.1 Summe der Aromaten (Benzol, 
Toluol, Xylole, Ethylbenzol) 0,05 0,25

4 Organische Einzelstoffe

4.1 Anilin 62-53-3 0,05 0,25

4.2 Trichlorethen 79-01-6 0,05 0,25

4.3 Tetrachlorethen 127-18-4 0,05 0,25

4.4 1,1,1-Trichlorethen 71-55-6 0,05 0,25

4.5 Dichlormethan 75-09-2 0,05 0,25

4.6 Trichlormethan 67-66-3 0,05 0,25

4.7 Tetrachlormethan 56-23-5 0,05 0,25

5 Summen- und Wirkparameter

5.1 AOX 0,05 0,25

5.2 Kohlenwasserstoffe 10 50

5.3 Mercaptane 0,5 2,5

5.4 Phenolindex nach Destillation 0,1 0,5

5.5 Abfiltrierbare Stoffe4) 20 100

5.6 Giftigkeit gegenüber Fischeiern GEi 25)
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Erläuterung: 

1) Sind mehrere Stoffe im Grundwasser vorhanden und sind deren Schwellenwerte
durch einen Summenparameter und durch Einzelstoffe begrenzt, gilt die jeweils stren-
gere Anforderung.

Den genannten Werten liegen für die Bestimmung der Konzentration die in der Anla-
ge ,,Analysen- und Messverfahren“ der Abwasserverordnung genannten oder gleich-
wertige Verfahren zugrunde.

2) Für Einleitungen von Grundwasser, das beim Abpumpen im Rahmen der Probenahme
anfällt, gelten um den Faktor fünf höhere Schwellenwerte, wenn die Abpumpdauer im
Einzelfalle eine Stunde und innerhalb eines Zeitraumes von vier Wochen insgesamt
zehn Stunden nicht übersteigt.

3) Bestimmt als abfiltrierbare Stoffe.

4) Als Leitparameter für weitere nicht einzeln festgelegte Stoffe.

5) Der Schwellenwert gilt als eingehalten, wenn keiner der Schwellenwerte für die son-
stigen in der Tabelle genannten Parameter überschritten wird und keine Anhaltspunk-
te dafür vorliegen, dass außer den in dieser Tabelle genannten Stoffen weitere Stoffe
in fischgiftigen Konzentrationen im Grundwasser vorliegen.
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Artikel 1

Zur Anerkennung und Würdigung von
aktiven ehrenamtlichen Verdiensten im
Rettungsdienst des Landes Hessen stifte
ich ein Rettungsdienstehrenzeichen.

Artikel 2

(1) Das Rettungsdienstehrenzeichen
wird in drei Stufen verliehen:

Stufe I: Ein goldener Stern

Stufe II: Zwei goldene Sterne

Stufe III: Drei goldene Sterne

(2) Es kann verliehen werden:

1. Ein goldener Stern
an Angehörige von Rettungsdienstor-
ganisationen für mindestens 1 000 Stun-
den aktiver ehrenamtlicher Tätigkeit
im hessischen Rettungsdienst,

2. Zwei goldene Sterne
an Angehörige von Rettungsdienstor-
ganisationen für mindestens 2 000 Stun-
den aktiver ehrenamtlicher Tätigkeit
im hessischen Rettungsdienst,

3. Drei goldene Sterne
an Angehörige von Rettungsdienstor-
ganisationen für mindestens 3 000 Stun-
den aktiver ehrenamtlicher Tätigkeit
im hessischen Rettungsdienst.

Artikel 3

(1) Das Rettungsdienstehrenzeichen
besteht aus einer Anstecknadel und ei-
nem Aufnäher. Beide haben eine blaue
Grundfarbe und zeigen das Landeswap-
pen und je nach Stufe die entsprechende
Anzahl der Sterne. Der Aufnäher ist zu-
sätzlich mit folgender Schrift  am oberen
Rand versehen:

Ehrenamt im Rettungsdienst
Hessen

Die Anstecknadel trägt am oberen Rand
die Beschriftung: Rettungsdienst

(2) Form, Farbe und Größe der ver-
schiedenen Stufen des Rettungsdiensteh-
renzeichens ergeben sich im Übrigen aus
der beigefügten Mustertafel.

Artikel 4

Das Rettungsdienstehrenzeichen wird
im Namen der Ministerpräsidentin oder
des Ministerpräsidenten von der für das
Rettungswesen zuständigen Ministerin
oder dem hierfür zuständigen Minister
verliehen.

Artikel 5

(1) Über die Verleihung des Rettungs-
dienstehrenzeichens wird eine Urkunde
ausgestellt.

(2) Das Rettungsdienstehrenzeichen
und die Verleihungsurkunde gehen in das
Eigentum der Geehrten über. Bei ihrem
Tode verbleiben sie bei den Erben.

Artikel 6

(1) Das Rettungsdienstehrenzeichen
wird nicht an Personen verliehen, die in-
folge ihrer Verurteilung wegen eines vor-
sätzlich begangenen Verbrechens oder
Vergehens oder aus anderen Gründen ei-
ner Auszeichnung unwürdig sind.

(2) Erweisen sich die Geehrten durch
ihr späteres Verhalten der Auszeichnung
unwürdig, oder wird ein solches Verhal-
ten nach Verleihung bekannt, so kann ih-
nen das Rettungsdienstehrenzeichen ent-
zogen werden.

Artikel 7

Die Bestimmungen zur Ausführung
dieses Erlasses erlässt die für das Ret-
tungswesen zuständige Ministerin oder
der hierfür zuständige Minister.

Artikel 8

Dieser Erlass tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Er tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2016 außer Kraft.

*) FFN 17-39

Erlass
über die Stiftung eines Rettungsdienstehrenzeichens �*)

Vom 11. Juni 2012

Wiesbaden, den 11. Juni 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

Anlage
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Anlage 
 

Mustertafel zum Erlass über die Stiftung eines Rettungsdienstehrenzeichens 
 

Abbildung 1: 
 
Stufe I: 
 
Ein goldener Stern 
(an Angehörige von Rettungsdienstorganisa-
tionen für mindestens 1.000 Stunden aktiver 
ehrenamtlicher Tätigkeit im hessischen Ret-
tungsdienst 
Erlass - Art. 2 Abs. 2 Nr. 1)

Abbildung 2: 
 
Stufe II: 
 
Zwei goldene Sterne 
(an Angehörige von Rettungsdienstorganisa-
tionen für mindestens 2.000 Stunden aktiver 
ehrenamtlicher Tätigkeit im hessischen Ret-
tungsdienst 
Erlass - Art. 2 Abs. 2 Nr. 2)

Abbildung 3: 
 
Stufe III: 
 
Drei goldene Sterne 
(an Angehörige von Rettungsdienstorganisa-
tionen für mindestens 3.000 Stunden aktiver 
ehrenamtlicher Tätigkeit im hessischen Ret-
tungsdienst 
Erlass - Art. 2 Abs. 2 Nr. 3)
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